
 

 

MEDIENMITTEILUNG Bern, 13. Mai 2022  

KSFD-Mitgliederversammlung 2022: Umsetzung der OECD-Steuerreform in der 
Schweiz 

Mit der OECD-Steuerreform soll eine Mindeststeuer für grosse Unternehmen eingeführt wer-

den. Die Vernehmlassungsfrist für die Umsetzung in der Schweiz dauerte bis zum 20. April 

2022. Die Städte sind von der OECD-Steuerreform unmittelbar betroffen, da sie als zentrale 

Wirtschaftsstandorte einen überproportionalen Anteil an Unternehmen beherbergen. Die Kon-

ferenz der städtischen Finanzdirektorinnen und -direktoren (KSFD) hat deshalb für ihre diesjäh-

rige Mitgliederversammlung VertreterInnen von Bund und Kantonen für einen Austausch mit 

ihren Mitgliedern eingeladen, unter ihnen Bundesrat Ueli Maurer.   

Der Bundesrat schlägt vor, die von der OECD und den G20-Staaten vereinbarte Mindeststeuer mit ei-

ner Verfassungsänderung umzusetzen. Basierend darauf soll eine temporäre Verordnung sicherstel-

len, dass die Mindeststeuer auf den 1. Januar 2024 in Kraft treten kann. Die Vernehmlassung endete 

am 20. April 2022. Im Hinblick auf die Botschaft, welche voraussichtlich im Juni 2022 erwartet wird, 

thematisierte die KSFD die Umsetzung der OECD-Steuerreform an ihrer diesjährigen Mitgliederver-

sammlung.  

Finanzielle Beteiligung der Städte und mehr Transparenz gefordert  

Der Schweizerische Städteverband (SSV) und die KSFD begrüssen grundsätzlich die Umsetzung der 

OECD-Steuerreform in der Schweiz. In ihrer gemeinsamen Vernehmlassungsantwort zur Umsetzung 

der OECD/G20-Mindestbesteuerung fordern sie aber eine Beteiligung der Städte an den Mehreinah-

men durch die Ergänzungssteuer. Zusätzlich fordern der SSV und KSFD, dass die finanziellen Auswir-

kungen der Reform auf die drei Staatsebenen einer Auslegeordnung unterzogen werden. Nur so ist es 

möglich, eine zielkonforme Umsetzung der OECD-Mindestbesteuerung zu garantieren und eine um-

fassende Entscheidungsgrundlage zu erhalten.  

Gastreferate: Perspektiven der Kantone und aktueller Stand der Umsetzung  

An der KSFD-Mitgliederversammlung hielt Bundesrat Ueli Maurer, Vorsteher des Eidgenössischen Fi-

nanzdepartements (EFD), das Schlusswort. Fabian Baumer, Vizedirektor der eidgenössischen Steuer-

verwaltung (ESTV), präsentierte den aktuellen Stand nach der Vernehmlassung im Hinblick auf die 

Botschaft. Nathalie Fontanet, Staatsrätin des Kantons Genf und Vizepräsidentin der Konferenz der 

kantonalen Finanzdirektorinnen und Finanzdirektoren (FDK), gab einen Einblick zu den Perspektiven 

der Kantone.  

Weitere Informationen: 

Silvia Steidle, Präsidentin der KSFD, Finanzdirektorin der Stadt Biel, 078 711 13 73. 

Informationen zur Mitgliederversammlung (inkl. Präsentationen):  

https://ksfd.ch/de/Info/Aktuell  

Stellungnahme SSV und KSFD:  

Webseite KSFD 

https://ksfd.ch/de/Info/Aktuell
https://ksfd.ch/cmsfiles/3.1_stellungnahme_umsetzung_oecd_ssv_ksfd_definitiv.pdf
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Hintergrundinformationen zur Konferenz der städtischen Finanzdirektorinnen und 

-direktoren KSFD 

Die im August 2014 gegründete Konferenz ist eine Sektion des Städteverbandes. Ihre zurzeit 36 

Mitglieder setzen sich für eine stabile und berechenbare Finanz- und Steuerpolitik im Sinne der 

Städte und städtischen Gemeinden als wirtschaftliche Lokomotiven des Landes ein. Die Konferenz 

will entsprechend der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Bedeutung der Städte in wichtigen fi-

nanz- und steuerpolitischen Fragen auf Bundes- und kantonaler Ebene mitreden können. 

 


